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Drucksache 2033 


Erster Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 

(16. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes zur Vereinheitlidtung 
und Änderung familienreditlicher Vorschriften 

- Drucksache 1586 - 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Weber (Koblenz) 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Anerkennung freier Ehen rassisch und politisch Verfolgter in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung an- 
zunehmem 

Bonn, den 16. Januar 1956 

Der Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 

Hoogen Dr. Weber (Koblenz) 
V orsitzender Berichterstatter 


Drudt: Bonner tJniversitäts-Buchdrudcerei, Bonn 
AUelnvertrieb: Dr. B^ans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Vereinheitlichung und Änderung 
familienrechtlicher Vorschriften 

- Drudtsache 1586 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Vereinheitlichung und Änderung 
familienrechtlicher Vorschriften 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 7 

Änderung des Gesetzes über die 
Anerkennung freier Ehen rassisch und 
politisch Verfolgter 

Anträge nach § 2 Abs. 3 des Gesetzes über 
die Anerkennung freier Ehen rassisch und 
politisch Verfolgter vom 23. Juni 1950 (Bun- 
desgesetzbl. S. 226) können noch bis zum 
31. Dezember 1956 gestellt werden; wegen 
Fristablaufs abgelehnte Anträge können er- 
neut gestellt werden. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die 
Anerkennung freier Ehen rassisdi und 
politisdi Verfolgter 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Einziger Artikel 


Anträge nach § 2 Abs. 3 des Gesetzes über 
die Anerkennung freier Ehen rassisdi und 
politisch Verfolgter vom 23. Juni 1950 (Bun- 
desgesetzbl. S. 226) können noch bis zum 
31. Dezember 1957 gestellt werden. Wegen 
Fristablaufs abgelehnte Anträge können er- 
neut gestellt werden; den Antragstellern ist 
von Amts wegen diese MÖglidikelt bekannt- 
zumachen. 
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